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Sehr geehrte Mandanten,

während die Bundesregierung laut über Steuersenkungen nachdenkt,

kommt es über Umwege zu höheren Abgaben. Immer mehr Städte

führen z.B. eine Bettensteuer für Gäste pro Übernachtung in Hotels,

Pensionen oder Ferienwohnungen ein. In anderen Kommunen läuft die

Abgabe unter dem Mantel der City- oder Kultur-Taxe. Geplant sind

die Einführung der Jagd- oder Pferdesteuer und bereits erhoben wird

die Bräunungssteuer. Besitzer von Solarien und Sonnenbänken in Essen

müssen diese monatlich pro Gerät zahlen. Die Hundesteuer gibt es

zwar schon lange, aber hier ist eine laufende Tarifanpassung der klam-

men Gemeinden nach oben zu beobachten.

Bereits kassiert wird dazu in vielen Kommunen zudem eine Sexsteuer,

die auch unter dem Namen Vergnügungssteuer versteckt werden

kann. Sie ist von Bordell-Betreibern und Prostituierten zu zahlen.

Die Luftsteuer im fränkischen Fürth hat nichts mit der Fliegerei zu tun,

sondern wendet sich an die Betreiber von Zigaretten-, Kaugummi- oder

Handykarten-Automaten. Ähnlich kann es Unternehmern ergehen, die

Werbeanlagen und Leuchtreklamen vor ihren Geschäften positioniert

haben. Sie müssen mit einer Sondernutzungsgebühr rechnen. Dies

sind nur einige wenige kuriose Beispiele, während fast alle Konsumen-

ten ohne zu murren auf den Kauf von Kaffee, Sekt, Bier, Schnaps,

Benzin und viele andere herkömmliche Nahrungsmittel Verbraucher-

steuer indirekt über den Verkaufspreis zahlen. Dabei kassiert der Fiskus

sogar zweimal beim Endkunden, denn auf den Nettopreis kommt die

Umsatzsteuer noch obendrauf. Es bleibt insgesamt abzuwarten inwie-

weit sich Steuersenkungen ergeben.

Ihre Kanzlei HWH - HAAS WENDLAND HIERET

Steuerberater und Rechtsanwalt
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Die Informationen in diesem Mandantenbrief wurden sorgfältig ausge-
wählt und zusammengestellt. Doch beachten Sie bitte, dass dieser Ser-
vice weder eine Beratung ersetzt, noch einen Beratervertrag darstellt.
Bitte haben Sie deshalb Verständnis dafür, dass wir keine Gewährleistung
für die Richtigkeit oder Aktualität der hier wiedergegebenen Informatio-
nen übernehmen. Bei einem Rechts- oder Steuerproblem vereinbaren Sie
deshalb einen Termin in unserer Kanzlei. Nur hier erhalten Sie eine ver-
bindliche Beratung, die auf Ihr persönliches Problem bezogen ist.
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Alle 
Steuerzahler

Umzugskosten: Ab August 2011 höhere Beträge  
steuerlich absetzbar

Ziehen Arbeitnehmer aus beruflichen Gründen um, können sie die 

Umzugskosten als Werbungskosten geltend machen. Dabei können ab 

dem 01.08.2011 für sonstige Umzugskosten höhere Pauschalen gel-

tend gemacht werden. Dies meldet der Bund der Steuerzahler (BdSt).

Ein Umzug ist nach Angaben des BdSt beruflich veranlasst, wenn sich 

die Fahrzeit zwischen Wohnung und Arbeitsstätte erheblich verkürzt. 

Eine erhebliche Fahrzeitverkürzung werde angenommen, wenn sich 

die Fahrzeit für den Hin- und Rückweg insgesamt um mindestens eine 

Stunde reduziere.

Steuerlich abgesetzt werden können laut BdSt neben den Kosten für 

den Transport der Möbel auch die ortsüblichen Aufwendungen für ei-

nen Makler sowie die Kosten für Fahrten zur Wohnungsbesichtigung 

oder doppelte Mietzahlungen. Benötigten die Kinder aufgrund des 

umzugsbedingten Schulwechsels Nachhilfeunterricht, könnten auch 

diese Aufwendungen ab August 2011 bis zu einem Höchstbetrag von 

1.617 Euro pro Kind berücksichtigt werden. Bislang habe ein Höchstbe-

trag von 1.603 Euro gegolten.

Für sonstige Umzugskosten könne daneben ein Pauschbetrag ange-

setzt werden, so der BdSt. Ab August könne ein Single pauschal 641 

Euro (bisher 636 Euro) und Verheiratete 1.283 Euro (bisher 1.271 Euro) 

als sonstige Umzugskosten geltend machen. Zögen Kinder oder weite-

re Familienangehörige mit um, so könnten für diese Personen je 283 

Euro (bisher 280 Euro) angesetzt werden. Der BdSt betont, dass die 

höheren Pauschalen nur gelten, wenn der Umzug nach dem 31.07.2011 

beendet wurde. Statt der Umzugspauschalen könne der Steuerzahler 

die sonstigen Umzugskosten auch einzeln nachweisen. Dann müsse er 

jedoch alle Rechnungen sorgfältig aufbewahren und beim Finanzamt 

vorlegen.

Sei der Umzug nicht beruflich veranlasst, könnten die Kosten für die 

Umzugsspedition als haushaltsnahe Dienstleistung steuerlich abge-

zogen werden. Dabei könnten 20 Prozent der Dienstleistungskosten 

von höchstens 20.000 Euro geltend gemacht werden. Maximal könne 

daher ein Steuerabzug von 4.000 Euro erreicht werden. Voraussetzung 

ist laut Steuerzahlerbund, dass der Steuerzahler eine Rechnung von der 

Spedition erhalten hat und der Spedition das Geld auf ein Bankkon-

to überwiesen wurde. Barzahlungen erkenne das Finanzamt nicht an. 

Nicht begünstigt seien die Kosten für die Anmietung eines Umzugsau-

tos, das vom Steuerzahler selbst gefahren werde. In diesem Fall liege 

nämlich keine von einem Unternehmen erbrachte Dienstleistung vor.

Bund der Steuerzahler, PM vom 08.07.2011

Vorauszahlungsbescheide: Verunsichern laut  
Steuerzahlerbund Arbeitnehmer

Durch das Bürgerentlastungsgesetz Krankenversicherung müssen auch 

zunehmend Arbeitnehmer Einkommensteuervorauszahlungen leisten. 

Von Arbeitnehmern mit Kindern werden zum Teil mehrere tausend 

Euro an Vorauszahlungen verlangt. 

Bislang kannten viele Steuerzahler Vorauszahlungen nur von Unter-

nehmern und Selbstständigen. Betroffen sind nun auch vor allem 

Arbeitnehmer-Ehepaare mit der Steuerklassenkombination III/V. Aber 

auch Geringverdiener in der Steuerklasse V und VI müssen unter Um-

ständen neben der einbehaltenen Lohnsteuer zusätzlich Steuervor-

auszahlungen leisten. Hintergrund ist eine gesetzliche Änderung zur 

Abzugsfähigkeit von Krankenkassenbeiträgen im Bürgerentlastungsge-

setz Krankenversicherung. Besonders hart trifft es laut BdSt Steuerzah-

ler mit Kindern. Denn bei der Berechnung der Vorauszahlungen werde 

der Kinderfreibetrag nicht berücksichtigt. Mit seiner Eingabe fordert 

der BdSt, die Verhältnisse von Familien mit Kindern bereits bei der Be-

rechnung der Einkommensteuervorauszahlungen zu berücksichtigen.

Steuervorauszahlungen bemessen sich grundsätzlich nach der Ein-

kommensteuer, die mit dem letzten Steuerbescheid ermittelt wurde, 

erläutert der Steuerzahlerbund. Daneben würden auch der jeweils ak-

tuelle Steuertarif und Gesetzesänderungen beachtet. Mit dem Bürge-

rentlastungsgesetz Krankenversicherung hätten sich Änderungen bei 

der steuerlichen Berücksichtigung von Krankenkassenbeiträgen erge-

ben. Danach müsse der Arbeitgeber im Lohnsteuerabzugsverfahren 

eine sogenannte Vorsorgepauschale berücksichtigen. Bei der Steuer-

erklärung werde hingegen nicht die Pauschale, sondern es würden die 

tatsächlichen Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung berück-

sichtigt. Seien die tatsächlich geleisteten Beiträge niedriger als die 
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Vorsorgepauschale, so sei zu wenig Lohnsteuer einbehalten worden. 

Der Steuerzahler müsse dementsprechend Lohnsteuer nachzahlen und 

erhalte in der Regel eine Steuervorauszahlung festgesetzt.

Bund der Steuerzahler, PM vom 27.07.2011

Einkommensteuererklärung: Neue Ausfüllhilfe  
vom Fiskus

Das Bundesfinanzministerium hat am 15.07.2011 auf einen neuen Plan 

hingewiesen, wodurch Bund und Länder das Steuerrecht spürbar ver-

einfachen und zugleich das Verfahren modernisieren und von unnöti-

ger Bürokratie befreien wollen. Um diese Zielsetzung zu verwirklichen, 

wird der Einsatz moderner Informationstechnologien im Besteue-

rungsprozess forciert – möglichst breit und umfassend.

Dazu wird die Software der Steuerverwaltung im Rahmen des Gemein-

schaftsvorhabens KONSENS (koordinierte neue Software-Entwicklung 

der Steuerverwaltung) von Bund und Ländern vereinheitlicht und mo-

dernisiert. Ein wichtiges Projekt dieses Vorhabens ist die elektronische 

vorausgefüllte Einkommensteuererklärung als optionales und kosten-

loses Service-Angebot der Finanzverwaltung. Hierbei werden die dem 

Finanzamt für das aktuelle Veranlagungsjahr vorliegenden Daten au-

tomatisch in die richtigen Felder der Steuererklärung übertragen. Das 

beinhaltet auch die vom Arbeitgeber bescheinigten Lohnsteuerdaten, 

Mitteilungen über den Bezug von Rentenleistungen, Beiträge zu Kran-

ken- und Pflegeversicherungen, Vorsorgeaufwendungen sowie Name, 

Adresse und weitere Grundinformationen. Diese Daten werden dann 

in einer ersten Stufe bereits vorausgefüllt zur Verfügung gestellt. Nach 

Prüfung und eventuellen Ergänzungen dieser Angaben sendet der 

Steuerzahler dann seine Einkommensteuererklärung ans Finanzamt.

Hierzu haben die Finanzminister der Länder auf ihrer Konferenz am 

22.06.2011 noch einmal ausdrücklich dieses wichtige Projekt einer 

weiteren Ausbaustufe der elektronischen Kommunikation zwischen 

Bürgern und Finanzamt bekräftigt und gemeinsam mit dem Bundesfi-

nanzministerium folgende sechs Eckpunkte festgeschrieben:

1. Die vorausgefüllte Steuererklärung ist ein kostenloses elektroni-

sches Serviceangebot der Finanzverwaltung, das erstmals im Laufe 

des Jahres 2013 allen interessierten Bürgern in einer ersten Stufe zur 

Verfügung gestellt wird. Die Nutzung kann über die Dienste der Steu-

erverwaltung (www.elster.de) oder mit Hilfe kommerzieller Software 

in Anspruch genommen werden.

2. Erleichterung bei der Erstellung einer Einkommensteuererklärung, 

Nutzung von ElsterFormular oder des ElsterOnline-Portals. Dort kön-

nen bei der Steuerverwaltung gespeicherte Informationen angezeigt 

und nach Prüfung übernommen werden, ohne dass damit eine Ver-

pflichtung zur elektronischen Abgabe verbunden ist.

3. Lieferung einer aktuellen Datenbasis durch eindeutig zuordenbare 

wesentliche Informationen für die Einkommensteuererklärung, bereits 

in der ersten Ausbaustufe.

4. In den folgenden Stufen ist die Bereitstellung weiterer steuerlich re-

levanter Informationen vorgesehen.

5. Die vorausgefüllte Steuererklärung muss höchstmögliche Datensi-

cherheit gewährleisten, da die Informationen dem Steuergeheimnis 

unterliegen. Diese können daher nur der Steuerpflichtige selbst oder 

ausdrücklich durch ihn autorisierte Personen – wie etwa sein Ehepart-

ner oder sein Steuerberater abrufen.

6. Kundenorientierte Dienstleistung, indem eine Erreichbarkeit rund 

um die Uhr und 7 Tage die Woche vorgesehen ist. Wiederholte Abrufe 

der Informationen sind möglich.

Das Bundesfinanzministerium ist sich sicher, dass die vorausgefüllte 

Steuererklärung das Ausfüllen der Formulare wesentlich erleichtern 

wird. Hierzu werden derzeit im Rahmen des Vorhabens KONSENS die 

fachlichen und technischen Grundlagen für das Entgegennehmen und 

Weiterverarbeiten elektronischer Belege entwickelt. Mit diesen und 

weiteren KONSENS-Projekten wird die Steuerverwaltung ihr elektro-

nisches Serviceangebot zum Nutzen aller am Besteuerungsverfahren 

Beteiligten schrittweise erweitern, so das Versprechen.
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Umsatzsteuer: Auswirkung von Eigenverbrauch beim 
Kleinunternehmer

Das Finanzgericht Berlin-Brandenburg hat sich in einem Ende Juni 2011 

veröffentlichten Urteil zur umstrittenen Frage geäußert, wie sich die 

private Nutzung eines betrieblichen Fahrzeugs durch einen Kleinunter-

nehmer auf die Berechnung seines Gesamtumsatzes auswirkt. Grund-

sätzlich unterliegen der Umsatzsteuer alle Lieferungen und Leistungen 

von Unternehmern. Als sonstige Leistung, auf die Umsatzsteuer zu 

entrichten ist, gilt auch die Verwendung eines Gegenstands aus dem 

Unternehmen für private Zwecke, wenn der Erwerb dieser verwende-

ten Gegenstands damals beim Kauf zum Vorsteuerabzug berechtigt 

hatte. 

Allerdings wird die Umsatzsteuer Lieferungen und Leistungen von 

Unternehmern nicht erhoben, wenn der Unternehmer als Kleinunter-

nehmer anzusehen ist. Das ist der Fall, wenn der Umsatz zuzüglich der 

darauf entfallenden Steuer im vorangegangenen Kalenderjahr 17.500 

Euro nicht überstiegen hat und im laufenden Kalenderjahr 50.000 

Euro voraussichtlich nicht übersteigen wird. Nimmt der Unternehmer 

seine Tätigkeit erst im Laufe des Kalenderjahres auf, muss der erwarte-

te Gesamtumsatz in einen Jahresgesamtumsatz umgerechnet werden. 

Kleinunternehmer können allerdings im Gegenzug beim Erwerb von 

Gegenständen und dem Empfang von Leistungen für ihr Unternehmen 

die darauf lastende Umsatzsteuer nicht beim Finanzamt als Vorsteuer 

geltend machen.

Ob die Umsatzsteuer auf Lieferungen und Leistungen von Unterneh-

mern nicht erhoben wird, wenn sie Kleinunternehmer sind und die 

gesetzlichen Schwellenwerte unterschreiten, war bislang umstritten, 

wie sich die private Nutzung eines betrieblichen Fahrzeugs durch einen 

Kleinunternehmer auf die Berechnung des relevanten Gesamtumsat-

zes auswirkt. 

Nach Auffassung des Gerichts hat dieser Umsatz bei der Beurteilung, 

ob die für Kleinunternehmer maßgeblichen Grenzen erreicht werden, 

jedenfalls dann außer Betracht zu bleiben, wenn der Unternehmer 

bereits beim ehemaligen Erwerb Kleinunternehmer war und deshalb 

insoweit auch keine Vorsteuer geltend machen konnte. Nach dem 

eindeutigen Gesetzeswortlaut seien nur solche Nutzungen unter-

nehmerischer Gegenstände umsatzsteuerpflichtig und damit Teil der 

gesamten Umsätze des Unternehmers, für die er zum Vorsteuerabzug 

berechtigt sei, so die Richter (Az. 5 K 5162/10). Das Urteil ist noch nicht 

bestandskräftig, denn hiergegen hat die Finanzverwaltung unter dem 

Aktenzeichen V R 12/11 beim Bundesfinanzhof Revision eingelegt worden.

Vorteil dieser Kleinunternehmer-Regelung ist, dass

�� das in der Regel monatliche Erstellen von Voranmeldungen fürs Fi-

nanzamt wegfällt,

�� keine eigenen formal korrekten Rechnungen nach den Vorschriften 

des Umsatzsteuergesetzes erstellt werden müssen und

�� Angebote an private Endkunden ohne Steuer von 19 Prozent billi-

ger werden. Der Kleinunternehmer kann seine Preise somit netto 

kalkulieren und an Privatkunden preiswerter verkaufen. Die denen 

ansonsten in Rechnung gestellte Umsatzsteuer fließt als Aufwand 

in die Kalkulation ein und führt somit zu einer Belastung.

Elektronische Rechnungsstellung: Bundesfinanzmi-
nisterium legt Frage-Antwort-Katalog vor

Wer Fragen zur geplanten Vereinfachung der elektronischen Rech-

nungsstellung hat, kann in einem „Frage-Antwort-Katalog“, den das 

Bundesfinanzministerium auf seinen Internetseiten veröffentlicht 

hat, Antworten finden. Dort wird nach Angaben des Ministeriums auf 

eine Vielzahl von Fragen zur konkreten Ausgestaltung der geplanten 

Regelung eingegangen, die im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens 

aufgeworfen wurden. Die Vereinfachung der elektronischen Rech-

nungsstellung ist im Steuervereinfachungsgesetz 2011 vorgesehen. 

Dieses liegt derzeit auf Eis, da der Bundesrat seine Zustimmung am 

08.07.2011 verweigert hat.

Laut Bundesfinanzministerium wird derzeit eine Anrufung des Vermitt-

lungsausschusses geprüft. Es weist darauf hin, dass eine rechtssichere 

Anwendung der vorgesehenen Neuregelung (zum Beispiel Versendung 

einer Rechnung per E-Mail ohne qualifizierte elektronische Signatur) 

erst mit Inkrafttreten des Steuervereinfachungsgesetzes 2011 mög-

lich ist. Durch Änderungen im Umsatzsteuergesetz sollen die bislang 

sehr hohen Anforderungen an die elektronische Übermittlung von 

Rechnungen reduziert und so Bürokratiekosten der Wirtschaft in Mil-

Unternehmer
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liardenhöhe abgebaut werden. Vorgesehen war eine rückwirkende An-

wendung der Vereinfachung zum 01.07.2011.

Der „Frage-Antwort-Katalog“ ist auf den Seiten des Bundesfinanz-

ministeriums (www.bundesfinanzministerium.de) unter der Rubrik 

„Wirtschaft und Verwaltung_Steuern“ veröffentlicht.

Bundesfinanzministerium, PM vom 26.07.2011

Betriebsausgaben: Abzug bei einem Sprachkurs  
im Ausland

Aufwendungen eines Arbeitnehmers, Unternehmers oder Freiberuflers 

für einen Fremdsprachenkurs im Ausland können als Werbungskosten 

oder Betriebsausgaben zu berücksichtigen sein, auch wenn dieser nur 

Grundkenntnisse oder allgemeine Kenntnisse in einer Fremdsprache 

vermittelt, diese aber für die betriebliche Tätigkeit ausreichen. Denn 

nach dem Urteil des Bundesfinanzhofs sind Aufwendungen für die be-

rufliche Fortbildung dienenden Reisen grundsätzlich abziehbar, wenn 

sie durch den Betrieb veranlasst sind (Az. VI R 12/10). 

Findet der Fortbildungslehrgang zum Erwerb oder zur Vertiefung von 

Fremdsprachenkenntnissen nicht am Wohnort des Arbeitnehmers 

oder Selbstständigen in dessen Nähe statt, muss aber geprüft wer-

den, ob neben den reinen Kursgebühren auch die Aufwendungen für 

die mit dem Sprachkurs verbundene Reise betrieblich oder beruflich 

veranlasst und demzufolge abziehbar sind. Bei einer Sprachreise ist 

zu berücksichtigen, dass eine Fremdsprache in dem Land, in dem sie 

gesprochen wird, im Allgemeinen effizienter als im Inland zu erlernen 

sein wird. Daher kann nicht darauf abgestellt werden, dass ein Besuch 

von Sprachkursen im Inland den gleichen Erfolg hätte haben können. 

Das gilt auch für die Tatsache, dass ein Auslandsaufenthalt erhöhte 

Kosten verursachen kann.

Liegt kein ausschließlicher beruflicher Anlass zugrunde, sind die mit 

dem Sprachkurs verbundenen Reisekosten aufzuteilen. Als sachge-

rechter Aufteilungsmaßstab für Kosten einer solchen gemischten Rei-

se kommt grundsätzlich das Verhältnis der beruflichen und privaten 

Zeitanteile der Reise in Betracht. Allerdings darf bei Sprachreisen der 

touristische Wert des Aufenthalts nicht unbeachtet bleiben. 

Anders als bei sonstigen Fortbildungsveranstaltungen besteht bei 

Sprachreisen für die Wahl des auswärtigen Kursortes regelmäßig keine 

unmittelbare betriebliche Veranlassung und wird auch von privaten, in 

der Regel touristischen Interessen des Unternehmers bestimmt sein. 

Davon ist nach Ansicht der Richter beispielsweise auszugehen, wenn 

die Teilnahme an einem Kurs in englischer Sprache in weit entfern-

ten Regionen (im Urteilsfall Südafrika) stattfindet. Dies ist außerge-

wöhnlich und indiziert bereits, dass jemand die Reisekosten auch aus 

privaten Erwägungen auf sich genommen hat. Daher kann auch bei 

einem Intensivsprachkurs, der unter der Woche wenig Zeit für touris-

tische Aktivitäten belässt und diese deshalb im Wesentlichen auf das 

Wochenende beschränkt sind, eine Aufteilung der mit dem auswär-

tigen Aufenthalt verbundenen Kosten gerechtfertigt sein. Sofern kein 

anderer Aufteilungsmaßstab nachgewiesen ist, ist von einer hälftigen 

Aufteilung sämtlicher mit der Reise verbundenen Kosten in privat und 

beruflich – Lebensführung und Werbungskosten/Betriebsausgaben – 

auszugehen, so das salomonische Resümee.

Umsatzsteuer-Identifikationsnummer: Erteilung 
kostet nichts

Die Oberfinanzdirektion (OFD) Koblenz warnt – vor allem neu gegrün-

dete – Unternehmen vor Schreiben, in denen für die Vergabe der Um-

satzsteuer-Identifikationsnummer (USt-IdNr.) eine Gebühr verlangt 

wird. Die Vergabe der USt-IdNr. sei kostenfrei, betont die OFD als vor-

gesetzte Dienstbehörde aller rheinland-pfälzischen Finanzämter.

Die Vergabe erfolge in Deutschland ausschließlich durch das Bundes-

zentralamt für Steuern (BZSt). In der Regel beantragten die Unterneh-

men bei ihrem zuständigen Finanzamt die Erteilung der USt-IdNr. Die-

se übermittelten die Anträge dann intern an das BZSt.

Die USt-IdNr. ist laut OFD eine eindeutige Kennzeichnung eines Un-

ternehmens im umsatzsteuerlichen Sinne. Sie werde benötigt von 

Unternehmen, die innerhalb der Europäischen Union am Waren- und 

Dienstleistungsverkehr zwischen den Mitgliedsstaaten teilnehmen.

Oberfinanzdirektion Koblenz, PM vom 04.08.2011
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Investmentsteuergesetz: Änderung im Schreiben zu 
Zweifels- und Auslegungsfragen

Das Bundesfinanzministerium hat sein Schreiben zu Zweifels- und 

Auslegungsfragen bezüglich des Investmentsteuergesetzes (InvStG) 

vom 18.08.2009 in Randziffer 297 geändert. Danach wird ein aus-

ländisches Investmentvermögen, soweit es nach dem Rundschreiben 

14/2008 (WA) der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 

vom 22.12.2008 abweichend von der bis dahin praktizierten Vorge-

hensweise kein ausländisches Investmentvermögen mehr wäre, für 

die Anwendung des InvStG für vor dem 31.05.2013 beginnende Ge-

schäftsjahre auch weiterhin als ausländisches Investmentvermögen 

eingestuft, wenn es die Besteuerungsgrundlagen veröffentlicht hat 

und auch weiterhin veröffentlicht oder dem Bundeszentralamt für 

Steuern eine entsprechende Mitteilung gemacht oder später keine ge-

genteilige Mitteilung gemacht hat und die Anwendung des § 6 InvStG 

unabhängig von der Veröffentlichung ausgeschlossen ist.

Bundesfinanzministerium, Schreiben vom 26.07.2011, V C 1 - S 1980-

1/08/10019

Transaktionssteuer: Banken sehen „Strafzuschlag“

Die von Deutschland und Frankreich vorgeschlagene Finanztransakti-

onssteuer stößt beim Aktienmarktbetreiber Deutsche Börse auf Ableh-

nung. Das berichtet die „Zeit“ in ihrer Online-Ausgabe vom 17.08.2011.

Eine solche Steuer „schafft Anreize, noch stärker als bisher in die Ni-

schen auszuweichen, die von dieser Steuer nicht erfasst sind“, schrieb 

der Dax-Konzern in einem Kommentar zu der am 16.08. präsentierten 

Initiative von Bundeskanzlerin Angela Merkel und Frankreichs Präsi-

dent Nicolas Sarkozy. Die Transaktionssteuer wäre „ein Geschenk an 

die unregulierten Finanzplätze und Finanzprodukte dieser Welt“.

Der Privatbanken-Verband BdB lehnt eine Besteuerung aller Finanz-

transaktionen ab. Damit lasse sich die europäische Währungsunion 

nicht stabilisieren, teilte der Bundesverband mit. Eine isolierte Einfüh-

rung der Steuer in einzelnen Ländern oder nur im Euro-Raum würde 

zu Wettbewerbsverzerrungen und einem massenhaften Ausweichen 

der Marktteilnehmer auf andere Finanzplätze führen. „Weder die ge-

wünschten Lenkungsfunktionen noch die erwarteten Steuereinnah-

men werden sich realisieren lassen“, warnte der BdB.

Die Steuer soll hektische Aktivitäten an den Börsen, mit denen vor 

allem durch eine hohe Zahl von Finanzbewegungen Gewinne erzielt 

werden, weniger attraktiv machen und Spekulationen eindämmen. 

Zudem bringt die Steuer wegen des großen Volumens der Handels-

aktivitäten viel Geld ein. Kritiker argumentieren, dass auch Kleinsparer 

belastet würden, etwa bei der privaten Altersvorsorge. 

Die geplante Steuer soll auf den Handel fast aller Finanzprodukte 

aufgeschlagen werden, also Aktien, Währungen und Wertpapiere, mit 

denen auf Rohstoffe oder Immobilien spekuliert wird. Damit funktio-

niert die Steuer ähnlich wie eine Mehrwertsteuer. Diskutiert werden 

Sätze von 0,01 bis 0,25 Prozent. In Deutschland zum Beispiel schlagen 

Befürworter der Steuer einen Satz von 0,05 Prozent vor. Das könnte 

Einnahmen von 10 bis 36 Milliarden Euro pro Jahr bringen.

Kauf einer Mietimmobilie: Kosten für Richtfest als 
Herstellungskosten abschreibbar

Wer sich eine Mietimmobilie zur Kapitalanlage kauft, kann seine Kos-

ten für die Grundsteinlegung und das Richtfest für die später vermie-

tete Immobilie als Herstellungskosten des Gebäudes über die gesamte 

Nutzungsdauer abschreiben. Dies teilt der Bund der Steuerzahler unter 

Bezugnahme auf eine Entscheidung des Finanzgerichts Berlin-Bran-

denburg mit, wie die „Süddeutsche Zeitung“ am 11.08.2011 auf ihren 

Internetseiten berichtet.

Zu den Herstellungskosten eines Gebäudes gehörten alle Aufwendun-

gen, die auf einer Herstellungsleistung für das Gebäude beruhen und 

die zum Verbrauch von Gütern oder zur Inanspruchnahme von Diens-

ten geführt haben, so das FG. Hierzu zählten auch die Aufwendungen 

für ein Richtfest, und zwar auch dann, wenn das Gebäude vermietet 

werden solle. Denn das Richtfest stehe in engem Zusammenhang mit 

der Errichtung des Gebäudes, auch wenn dieses später vermietet wer-

den solle und zu dem Richtfest Mieter eingeladen würden.

Gleiches gilt laut FG auch für die Grundsteinlegung, die den Baube-

ginn markiert. Auch dieses Fest stehe in engem Zusammenhang mit 

der Errichtung des Gebäudes. Dieser Zusammenhang werde nicht da-

Kapital- 
anleger
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durch gelöst, dass zur Grundsteinlegung auch oder gar überwiegend 

Mietinteressenten eingeladen würden. Eine Aufteilung der Kosten für 

die Grundsteinlegung in Herstellungskosten einerseits und – soweit 

die Aufwendungen auf potenzielle Mieter entfallen – Werbungskosten 

beziehungsweise Betriebsausgaben anderseits scheide aus.

Finanzgericht Berlin-Brandenburg, Urteil vom 14.12.2010, 6 K 2428/04 B

Bankenabgabe: Letzter Schritt beschlossen

Die Kreditwirtschaft soll künftig bei Notlagen selbst zur Bewältigung 

der Krisenkosten beitragen, sodass nicht mehr die Steuerzahler primär 

ihren Kopf hinhalten müssen. Das Bundeskabinett hat am 20.07.2011 

die Restrukturierungsfonds-Verordnung und damit den letzten Schritt 

für die Bankenabgabe beschlossen. Auf Grundlage der Verordnung und 

des Restrukturierungsfondsgesetzes soll die Bankenabgabe ab Sep-

tember 2011 erhoben werden. Mit der Abgabe wird nach Angaben des 

Bundesfinanzministeriums ein Restrukturierungsfonds aufgebaut, der 

bei künftigen Bankenschieflagen einspringen soll.

Die Restrukturierungsfonds-Verordnung, die jetzt kurzfristig verkün-

det werden und damit in Kraft treten soll, präzisiert die Vorgaben des 

Restrukturierungsfondsgesetzes für die Erhebung der Bankenabgabe 

hinsichtlich der Abgabesätze, der Zumutbarkeitsgrenze und des Erhe-

bungsverfahrens.

Abgabesätze: Je größer das Geschäftsvolumen einer Bank ist, desto 

höher wird der Jahresbeitrag sein (progressiver Tarif in fünf Stufen in 

Höhe von zwei bis sechs Basispunkten, gestaffelt nach dem Volumen 

der beitragserheblichen Passiva). Auf beitragserhebliche Passiva bis zu 

300 Millionen Euro fallen keine Beiträge an, ab 300 Millionen zunächst 

der Eingangssatz von zwei Basispunkten. Mit dem maximalen Satz von 

sechs Basispunkten werden Passiva über 300 Milliarden Euro belastet. 

Als zweite Komponente für den Jahresbeitrag werden außerdem die 

noch nicht abgewickelten Termingeschäfte der Bank berücksichtigt 

(einheitlicher Tarif von 0,03 Basispunkten).

Zumutbarkeitsgrenze: Der Jahresbeitrag wird bei 20 Prozent des Jah-

resüberschusses gekappt, um die Zumutbarkeit der Abgabe sicher-

zustellen. Auf jeden Fall wird ein Mindestbeitrag in Höhe von fünf 

Prozent des regulären Jahresbeitrags erhoben. In Ergänzung der Zu-

mutbarkeitsregelung ist zudem vorgesehen, dass Banken, die in einem 

Jahr aufgrund der Zumutbarkeitsgrenze keinen vollen Jahresbeitrag 

oder nur den Mindestbeitrag zahlen, die gekappten Beiträge bis zu fünf 

Folgejahre lang nachzahlen müssen, soweit die Zumutbarkeitsgrenze 

in einem der Folgejahre durch den regulären Jahresbeitrag nicht aus-

geschöpft wird. Um die in den künftigen Jahren erhöhten Belastungen 

der Banken durch höhere Eigenkapitalanforderungen aufzufangen, 

wird diese Nachzahlungsfrist bis 2019 auf zwei Folgejahre befristet.

Erhebungsverfahren: Die für die Berechnung der Jahresbeiträge erfor-

derlichen Daten müssen von einem Abschlussprüfer bestätigt und bis 

zum 15.07. eines Jahres an die Bundesanstalt für Finanzmarktstabilisie-

rung gemeldet werden, damit die Beitragsbescheide zum 30.09. eines 

Jahres erlassen werden können. Für die erstmalige Anwendung 2011 

gelten verlängerte Fristen.

Bundesfinanzministerium, PM vom 20.07.2011
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Grunderwerbsteuer wird in NRW erhöht

In Nordrhein-Westfalen wird zum 01.10.2011 die Grunderwerbsteuer 

von 3,5 auf 5 Prozent erhöht. Mit den erwarteten Mehreinnahmen 

soll der Haushalt weiter konsolidiert werden. Dies teilt das nordrhein-

westfälische Finanzministerium mit. Mit der Erhöhung folgt Nord-

rhein-Westfalen den Bundesländern, Berlin, Brandenburg, Bremen, 

Hamburg, Niedersachsen, Saarland und Sachsen-Anhalt.

Käufe ab dem Inkrafttreten des Gesetzes am 01.10.2011 werden zu-

künftig mit dem erhöhten Satz besteuert. Die Grunderwerbsteuer ent-

steht grundsätzlich bereits mit dem Abschluss des rechtswirksamen 

und notariell beurkundeten Kaufvertrages. Die Übergabe des Grund-

stücks, die Grundbucheintragung und auch die Kaufpreiszahlung ha-

ben keinen Einfluss auf die Entstehung der Steuer.

Finanzministerium Nordrhein-Westfalen, PM vom 22.07.2011

Gewerblicher Grundstückshandel: Maßgebend ist der 
Grundbucheintrag

Die sogenannte Drei-Objekt-Grenze wurde über Jahre hinweg vom 

Bundesfinanzhof entwickelt und besagt, dass grundsätzlich kein ge-

werblicher Grundstückshandel vorliegt, sofern weniger als vier Objek-

te veräußert werden. Hintergrund dieser Regelung ist, dass der Verkauf 

von privaten Mietshäusern nur innerhalb der zehnjährigen Spekulati-

onsfrist Steuern auslöst und anschließend steuerfrei bleibt. Liegt hin-

gegen ein gewerblicher Grundstückshandel vor, gilt bereits das erste 

Grundstück als gewerblich verkauft und löst unabhängig von Halte-

fristen Einkommen- und Gewerbesteuer aus. Darüber hinaus kommt 

es in der Regel zur Buchführungspflicht, was zusätzlichen Aufwand 

bedeutet. Das bedeutet in der Regel Mehrarbeit, weil ein vermeintlich 

steuerfreies Geschäft im Nachhinein doch Abgaben auslöst und für die 

Vergangenheit steuerliche Gewinnermittlungen notwendig werden.

Die Drei-Objekt-Grenze ist hierbei in der Regel das Kriterium für oder 

gegen die Gewerblichkeit. Werden innerhalb von fünf Jahren weniger 

als vier Immobilien verkauft, bleiben die Geschäfte vermögensver-

waltend und somit privat. Der Bundesfinanzhof hat nun in seinem 

am 13.07.2011 veröffentlichten Urteil entschieden, dass ein ungeteil-

tes Grundstück mit fünf freistehenden Mehrfamilienhäusern nur ein 

Objekt im Sinne der zur Abgrenzung der Vermögensverwaltung vom 

gewerblichen Grundstückshandel dienenden Drei-Objekt-Grenze 

darstellt (Az. IV R 34/08). Damit wird nur ein Objekt veräußert und 

die Drei-Objekt-Grenze nicht überschritten, weil die fünf Mehrfami-

lienhäuser auf einem ungeteilten Grundstück stehen. Selbständiges 

Objekt ist grundsätzlich jedes selbständig veräußerbare und nutzba-

re Immobilienobjekt unabhängig von seiner Größe, seinem Wert und 

anderen Umständen im Sinne des BGB als räumlich abgegrenzter Teil 

der Erdoberfläche, der im Bestandsverzeichnis eines Grundbuchblattes 

unter einer besonderen Nummer gebucht ist. Die Grundstücke werden 

dort nach dem Liegenschaftskataster benannt. Von dem Grundbuch-

grundstück zu unterscheiden ist das Flurstück als Begriff des Vermes-

sungs- und Katasterwesens. Ein Grundbuchgrundstück kann aus meh-

reren Flurstücken bestehen, nicht aber umgekehrt.

Davon ausgehend hat der Bundesfinanzhof wiederholt entschieden, 

dass mehrere Gebäude auf einem ungeteilten Grundbuch-Grundstück 

nicht als selbständige Objekte im Sinne der Drei-Objekt-Grenze ange-

sehen werden können. So ist die Teilung eines mit zwei Doppelhaus-

hälften bebauten Grundstücks Voraussetzung für das Entstehen selb-

ständiger Objekte. Damit übereinstimmend hatten die Richter eine 

Häuserzeile als nur ein selbständig veräußerbares Objekt angesehen. 

Dementsprechend ist auch bei zwei Gewerbehallen und einem Büro-

gebäude, die auf einem Grundstück im grundbuchtechnischen Sinne 

errichtet wurden, von nur einem Objekt auszugehen.

Auch der enge zeitliche Zusammenhang zwischen Erwerb und Veräu-

ßerung des Grundstücks lässt weder für sich gesehen noch im Zusam-

menhang auf das Bestehen einer unbedingten Veräußerungsabsicht 

schließen. Denn auch wenn zwischen dem Erwerb oder der Bebauung 

einerseits und dem Sichtbarwerden des Veräußerungsentschlusses an-

dererseits nur wenige Wochen liegen, ist nicht ausgeschlossen, dass 

es während dieser Zeit hinsichtlich der beabsichtigten Verwertung des 

Grundstücks zu einem Sinneswandel gekommen ist.

Auch übernommene Leistungen – die Verpflichtung zur schlüsselfer-

tigen Erstellung der Gebäude, die Übernahme der Gewährleistung für 

Immobilien-
besitzer
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die Dauer von fünf Jahren – sind nicht von solchem Gewicht, dass sie 

einen gewerblichen Grundstückshandel trotz Nichtüberschreitens der 

Drei-Objekt-Grenze begründen könnten. Denn dazu sind nur Leistun-

gen von einem Gewicht geeignet, wie es etwa die Bebauung hat.

Investitionsabzugsbetrag: Vorteile bei der  
Solaranlage

Im Vorgriff auf eine geplante Herstellung oder Anschaffung können 

Unternehmer, Freiberufler, Personen- und Kapitalgesellschaften oder 

Landwirte einen Investitionsabzugsbetrag von 40 Prozent der vor-

aussichtlichen Aufwendungen steuermindernd abziehen. Die Summe 

der innerhalb von drei Jahren abgezogenen Beträge darf je Betrieb 

200.000 Euro nicht übersteigen. Dafür ist es nicht nötig, das jeweilige 

Wirtschaftsgut individuell genau zu bezeichnen. Es reicht bereits, das 

geplante Investitionsgut seiner Funktion nach zu benennen. 

Um jedoch eine ungerechtfertigte Inanspruchnahme des Investiti-

onsabzugsbetrags auszuschließen, muss in drei Fällen ein hinreichend 

konkretes Investitionsvorhaben vorliegen, das durch eine verbindliche 

Bestellung nachzuweisen ist. Das betrifft

1. die Betriebseröffnung, 

2. die Ausdehnung des Betriebs auf einen weiteren Geschäftszweig oder

3. eine wesentliche Kapazitätserweiterung. 

Diese strengen Voraussetzungen der Bestellung wendet der Bundesfi-

nanzhof in einem aktuellen Urteil aber nicht an, wenn ein Unterneh-

mer eine Photovoltaikanlage errichten will (Az. X R 21/08). In diesem 

Fall kann daher der Investitionsabzugsbetrag auch dann schon gebil-

det werden, wenn noch keine verbindliche Bestellung der Solaranla-

ge vorliegt. Denn durch eine solche Maßnahme wird weder ein neuer 

Gewerbebetrieb eröffnet noch ein bestehender wesentlich erweitert, 

meinten die Richter.

Entscheidend für diese Einschätzung ist, ob die Betätigungen des Un-

ternehmers als einheitlicher Gewerbebetrieb anzusehen sind. Hierfür 

sprechen vor allem

�� die Gleichartigkeit der Betätigung,

�� die Möglichkeit, dass sich verschiedene Tätigkeiten ergänzen,

�� die räumliche Nähe der Betriebe und

�� das Fehlen von gesonderter Verwaltung, Organisation, Rechnungs-

wesen, Personal und Anlagevermögen.

Im Urteilsfall ging es um einen Elektroinstallationsunternehmer. Hier 

bildet das Betreiben der Photovoltaikanlage einen einheitlichen Ge-

werbebetrieb, durch die räumliche Nähe sowie die Tatsache, dass die 

Erlöse aus der Stromeinspeisung Teil seiner gewerblichen Einkünfte 

sind. Zudem ergänzen sich die gewerblichen Tätigkeiten wechselseitig, 

obwohl die eigentliche Stromerzeugung nicht in direktem Zusammen-

hang mit dem Elektrounternehmen steht. Denn der Selbstständige 

konnte sein besonderes Fachwissen nutzen, um die Anlage selbst zu 

installieren und zu warten. Zudem diente die Anlage auch dem Elekt-

rounternehmer, da sie ihn in diesem Bereich als fachkundig und kom-

petent ausweist und so dazu beiträgt, Kunden von Kauf und Installati-

on zu überzeugen. 

Eine Bildung des neuen Investitionsabzugsbetrags lohnt sich nicht ge-

nerell, um hierdurch den steuerpflichtigen Gewinn zu mindern. Denn 

erfolgt anschließend kein entsprechender Erwerb, muss der Investi-

tionsabzugsbetrag im Jahr der Bildung rückgängig gemacht werden. 

Das führt rückwirkend zu einer entsprechenden Gewinnerhöhung und 

wahrscheinlich auch zu einer Verzinsung der daraus resultierenden 

Steuernachforderungen. Der Zinssatz beträgt immerhin 6 Prozent pro 

Jahr.
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Urlaubsabgeltungsansprüche: Von tarifvertraglichen 
Ausschlussfristen erfasst

Der Anspruch auf Abgeltung bestehenden Urlaubs ist kein Surrogat 

des Urlaubsanspruchs, sondern eine reine Geldforderung. Er unterliegt 

damit wie andere Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis einzel- und ta-

rifvertraglichen Ausschlussfristen. Dies stellt das Bundesarbeitsgericht 

(BAG) klar. Einer arbeitsunfähig erkrankten Arbeitnehmerin hat es we-

gen Versäumung einer tarifvertraglichen Ausschlussfrist die Abgeltung 

des ihr noch zustehenden Urlaubs aus früheren Jahren versagt.

Die Klägerin war bei der Beklagten von Oktober 1975 bis Ende März 

2008 als Krankenschwester beschäftigt. Seit dem 19.10.2006 ist sie 

durchgehend arbeitsunfähig erkrankt und bezieht seit Beendigung des 

Arbeitsverhältnisses eine unbefristete Rente wegen Erwerbsminde-

rung. Mit Schreiben vom 25.02.2009 verlangte sie von der Beklagten, 

den ihr aus den Jahren 2007 und 2008 noch zustehenden Urlaub in 

Höhe von rund 1.615 Euro abzugelten.

Nach dem auf das Arbeitsverhältnis anzuwendenden Tarifvertrag für 

den öffentlichen Dienst der Länder (TV-L) verfallen Ansprüche aus dem 

Arbeitsverhältnis unter anderem, wenn sie nicht innerhalb von sechs 

Monaten nach Fälligkeit von den Beschäftigten schriftlich geltend 

gemacht werden. Das Arbeitsgericht hat die Beklagte verurteilt, den 

gesetzlichen Mindesturlaub für 2007 und 2008 in Höhe von 957,50 

Euro brutto abzugelten. Im Übrigen hat es die Klage abgewiesen. Das 

Landesarbeitsgericht hat die Klage insgesamt abgewiesen. Die auf die 

Abgeltung ihres gesetzlichen Mindesturlaubs beschränkte Revision der 

Klägerin hatte keinen Erfolg.

Das BAG hat entschieden, dass ihre Urlaubsabgeltungsansprüche we-

gen Versäumnis der tarifvertraglichen Ausschlussfrist verfallen sind. 

Der Anspruch auf Abgeltung des bestehenden Urlaubs entstehe nach 

dem Bundesurlaubsgesetz (BUrlG) auch bei über das Arbeitsverhält-

nis hinaus andauernder Arbeitsunfähigkeit mit Beendigung des Ar-

beitsverhältnisses und werde sofort fällig. Er sei nicht Surrogat des 

Urlaubsanspruchs, sondern reine Geldforderung und unterliege damit 

wie andere Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis einzel- und tarifver-

traglichen Ausschlussfristen. Das gilt laut BAG auch für die Abgeltung 

des nach dem BUrlG unabdingbaren gesetzlichen Mindesturlaubs.

Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 09.08.2011, 9 AZR 352/10

Übungsleiter: Verluste sind mit anderen Einkünften 
verrechenbar

Bei steuerlich begünstigten nebenberuflichen Tätigkeiten bleiben Auf-

wandsentschädigungen für Übungsleiter, Ausbilder, Erzieher, Betreu-

er oder Künstler bis zu 2.100 Euro pro Kalenderjahr steuerfrei. Dieser 

Übungsleiterfreibetrag gilt für nebenberufliche Tätigkeiten, die im 

Auftrag einer juristischen Person des öffentlichen Rechts oder einer 

gemeinnützigen Einrichtung ausgeübt wird. Das Finanzgericht Rhein-

land-Pfalz hat jetzt entschieden, dass bei einem nebenberuflich täti-

gen Tanzsportübungsleiter die erzielten Verluste auch dann anzuerken-

nen sind, wenn die Einnahmen den steuerfreien Übungsleiterfreibetrag 

nicht übersteigen. Damit haben die Richter zu einer bisher höchstrich-

terlich noch nicht entschiedenen Frage Stellung genommen. Der Ver-

lust resultierte daraus, dass die jährlichen Einnahmen von 1.128 Euro 

deutlich unter den Betriebsausgaben von 2.417 Euro lagen.

Das Finanzamt wollte noch Einkünfte von 0 Euro ansetzen, da seine 

steuerfreien Einnahmen unter dem Freibetrag von 2.100 Euro lägen. 

Dem folgten die Richter nicht und akzeptierten, dass auch Ausgaben 

abzugsfähig sind, wenn die Einnahmen den Freibetrag nicht über-

schritten. Allerdings ist das Mitte Juli 2011 veröffentlichte Urteil (Az. 2 

K 1996/10) noch nicht rechtskräftig. Zudem wurde die Revision beim 

Bundesfinanzhof zugelassen, da diese Streitfrage einer höchstrichter-

lichen Klärung bedarf.

Das Finanzgericht führte aus, dass der Gesetzeswortlaut klarstellt, dass 

das Abzugsverbot auf den Betrag der steuerfreien Einnahmen begrenzt 

ist. Dadurch wird festgelegt, dass alle Aufwendungen abzugsfähig sind, 

die den steuerfreien Betrag übersteigen. Das entspricht auch dem all-

gemeinen Grundsatz, dass bei steuerfreien Einnahmen kein doppelter 

steuerlicher Vorteil dadurch eintreten darf, dass Aufwendungen be-

rücksichtigt werden, die mit den steuerfreien Einnahmen im Zusam-

menhang stehen.

Im vorliegenden Fall des Tanzsportübungsleiters besteht allerdings die 

Besonderheit, dass seine erhaltenen Einnahmen den steuerfreien Be-

trag nicht übersteigen konnten. Infolgedessen war zu berücksichtigen, 

dass durch die gesetzliche Regelung generell eine Besserstellung für 

Angestellte
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nebenberufliche Übungsleiter, Ausbilder oder Erzieher erreicht werden 

soll. Folgte man hingegen der Ansicht des Finanzamtes, würde in sol-

chen Fällen regelmäßig eine Schlechterstellung eintreten.

Nach der Zielsetzung der gesetzlichen Regelung ist aber dann, wenn 

die Einnahmen den Freibetrag unterschreiten, ein Abzug der diese Ein-

nahmen übersteigenden Ausgaben möglich. Nur ein solches Ergebnis 

wird dem objektiven Nettoprinzip und der Zielrichtung der Vorschrift 

gerecht. Durch den Verlustabzug wird der Nebenjobber auch nicht 

etwa doppelt begünstigt. Er wird vielmehr im Vergleich zu einem 

hauptberuflich tätigen Übungsleiter durch die an sich eine Begünsti-

gung bewirkende Norm lediglich nicht benachteiligt, so die Richter 

abschließend.

Rentenbesteuerung: Ungünstige Urteile für  
Ruheständler

Ende Juli 2011 hat der Bundesfinanzhof eine Reihe von Urteilen veröf-

fentlicht, die negative steuerliche Folgen für Rentner haben. Denn sie 

müssen auch auf Rentennachzahlungen für die Vergangenheit und Er-

werbsminderungsrenten die für sie eher ungünstigen Regeln durch das 

2005 eingeführte Alterseinkünftegesetz anwenden und dürfen nicht 

den Ertragsanteil ansetzen, der nach dem Lebensalter beim Renten-

eintritt berechnet wird. Die durch die Neuregelung eingetretene Steu-

ermehrbelastung sahen die Richter als durch den grundlegenden Sys-

temwechsel der Rentenbesteuerung gerechtfertigt an, welcher durch 

die Vorgabe des Bundesverfassungsgerichts notwendig geworden war.

1. Rentennachzahlungen

Wird der Nachschlag noch für Jahre vor 2005 geleistet, aber erst nach 

2004 ausbezahlt, muss die Rente mit dem durch das Alterseinkünf-

tegesetz eingeführten Besteuerungsanteil erfasst werden. Allein Aus-

schlag gebend ist, ob eine Rentenzahlungen erst nach dem 01.01.2005 

zugeflossen ist. Das war der Zeitpunkt des Inkrafttretens des Altersein-

künftegesetzes (Az. X R 1/10, X R 19/09 und X R 17/10). 

Im zugrunde liegenden Fall hatte eine Frau im Februar 2003 eine Ren-

te wegen voller Erwerbsminderung beantragt. Die Rentenversicherung 

Bund hatte jedoch erst im Februar 2005 die Erwerbsminderungsren-

te rückwirkend bewilligt. Die entsprechenden Rentennachzahlungen 

wurden von dem Finanzamt mit dem Besteuerungsanteil von der Hälf-

te besteuert und nicht wie von ihr beantragt mit dem Ertragsanteil, der 

in ihrem Fall lediglich 4 Prozent betragen hätte. Das Niedersächsische 

Finanzgericht hatte der Frau Recht gegeben. Es war der Auffassung, 

Nachzahlungen für eine Zeit vor dem Inkrafttreten seien jedenfalls 

dann noch nach der alten Rechtslage zu besteuern, wenn der Betroffe-

ne seine Rente so frühzeitig beantragt hatte, dass er die Zahlungen vor 

dem 01.01.2005 hätte erwarten können. 

Der Bundesfinanzhof sah dies anders. Die gesetzliche Neuregelung der 

Besteuerung der Renten sei ausdrücklich auf alle Rentenzahlungen an-

zuwenden, die nach 2004 zugeflossen seien. Für eine Einschränkung 

dieser Vorschrift bestehe keine verfassungsrechtliche Notwendigkeit.

2. Erwerbsminderungsrenten

Auch wegen Minderung der Erwerbsfähigkeit gezahlte Leistungen aus 

der gesetzlichen Rentenversicherung sind nicht mit dem in der Regel 

deutlich niedrigeren Ertragsanteil, sondern mit dem Besteuerungsan-

teil als sonstige Einkünfte zu erfassen. Dies beruht auf der Neurege-

lung der steuerlichen Behandlung der Alterseinkünfte durch das Alter-

seinkünftegesetz (Az. (X R 54/09 und X R 33/09). Der Bundesfinanzhof 

hatte bereits 2009 und 2010 die Verfassungsmäßigkeit dieses Geset-

zes in Bezug auf die Altersrenten grundsätzlich bejaht. Nun hat er ent-

schieden, dass die Neuregelung auch in Bezug auf die Erwerbsminde-

rungsrenten nicht gegen die Verfassung verstößt. Denn es besteht kein 

entscheidender Unterschied zu den Altersrenten aus der gesetzlichen 

Rentenversicherung.



Schaufenster Steuern Mandantenbrief der Kanzlei HWH - HAAS WENDLAND HIERET

www.hwhberatung.de 13

Vergütung für Praktikum eines Studenten: Kann für 
Kindergeld nachteilig sein

Die Vergütung für ein Praktikum während des Studiums zählt zu den für 

den Bezug des Kindergelds schädlichen Einnahmen und kann nicht um 

die Kosten für Miete und Verpflegungsmehraufwand gekürzt werden, 

wenn gleichzeitig der Wohnsitz am Studienort aufgegeben wird. Dies 

hat der Bundesfinanzhof (BFH) entschieden. Derartige Aufwendungen 

für die auswärtige Unterbringung des Kindes in Ausbildung seien durch 

den Jahresgrenzbetrag für eigene Einkünfte und Bezüge des Kindes von 

7.680 Euro im Streitjahr 2005 (heute 8.004 Euro) abgegolten.

Im Streitfall unterbrach das Kind, das seinen Lebensmittelpunkt un-

verändert im Haus der Eltern beibehalten hatte, sein Studium im In-

land und gab seine Wohnung am Studienort auf, um in den USA ein 

berufsbezogenes Praktikum zu absolvieren. Die Praktikantenvergütung 

und seine außerhalb des Inlandsstudiums erzielten übrigen Einkünfte 

und Bezüge überstiegen den Jahresgrenzbetrag. Danach bestand kein 

Anspruch auf Kindergeld, wenn die aufgrund des Berufspraktikums 

entstandenen Miet- und Verpflegungsmehraufwendungen nicht abge-

zogen werden konnten.

Der BFH verneinte den Anspruch auf Kindergeld. Da das Kind seine 

Wohnung am Studienort aufgegeben habe, könnten die Miet- und 

Verpflegungsmehraufwendungen nicht unter dem Gesichtspunkt 

der doppelten Haushaltsführung bei der Ermittlung seiner Auslands-

einkünfte abgezogen werden. Der Abzug dieser Aufwendungen nach 

Reisekostengrundsätzen bei der Ermittlung der übrigen Einkünfte und 

Bezüge scheitere daran, dass die (unterbrochene) Ausbildung an der 

regelmäßigen inländischen Ausbildungsstätte keiner Einkunftsart zu-

zurechnen sei. Schließlich könnten die nach obigen Grundsätzen er-

mittelten Einkünfte und Bezüge nach ständiger Rechtsprechung nicht 

um den ausbildungsbedingten Mehraufwand gekürzt werden, da bei 

der Bemessung des Jahresgrenzbetrages der erhöhte Lebensbedarf 

eines auswärts untergebrachten Kindes in Ausbildung bereits berück-

sichtigt sei.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 09.06.2011, III R 28/09

Kindererziehungszeiten: Stichtagsregelung ist 
verfassungsgemäß

Die Stichtagsregelung für die Anerkennung von Kindererziehungs-

zeiten bei der Berechnung der Versorgungsbezüge einer Beamtin ist 

verfassungskonform. Dies hat das Verwaltungsgericht (VG) Neustadt 

entschieden. Es betont den weiten gesetzgeberischen Spielraum.

Die Klägerin, eine inzwischen pensionierte Landesbeamtin, hatte 

in den 1970er Jahren drei Kinder adoptiert. Nach der Aufnahme des 

zweiten Adoptivkindes ließ sie sich unter Wegfall der Dienstbezüge 

beurlauben. Anlässlich ihrer Pensionierung setzte das beklagte Land 

die Versorgungsbezüge fest und versagte die Anerkennung von Erzie-

hungszeiten für die drei Kinder. Die Klägerin meint, dass die Berech-

nung der anzuerkennenden Erziehungszeiten bei Adoptivkindern mit 

deren Aufnahme in den Haushalt und nicht mit der Geburt beginne.

Die Klage hatte keinen Erfolg. Das VG betont, dass das geltende 

Recht die Anerkennung von Erziehungszeiten für Kinder, die vor dem 

01.01.1992 geboren sind, nur für die ersten sechs Lebensmonate des 

Kindes vorsehe. Dies gelte unabhängig davon, ob es sich um leibliche 

oder adoptierte Kinder handele. Da die Klägerin die Kinder – bis auf ei-

nen separat zu beurteilenden Zeitraum – erst nach der Vollendung des 

sechsten Lebensmonats in ihren Haushalt aufgenommen habe, seien 

die gesetzlichen Anforderungen nicht erfüllt. Lediglich für nach dem 

Stichtag geborene Kinder würden Erziehungsleistungen bei der Be-

rechnung der beamtenrechtlichen Versorgungsleistungen – wie auch 

in der gesetzlichen Rentenversicherung – weitergehend berücksichtigt.

Diese Stichtagsregelung sei nicht zu beanstanden. Dem Gesetzgeber 

komme nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts die 

Befugnis zu, Stichtagsregelungen zu treffen, die zu unterschiedlich 

hohen Versorgungsleistungen oder anderen staatlichen Leistungen 

führen könnten. Eine Rechtspflicht des Gesetzgebers, Erziehungszeiten 

für vor dem Stichtag geborene Kinder umfassender als gegenwärtig zu 

berücksichtigen, sei aus der Verfassung nicht ableitbar. 

Verwaltungsgericht Neustadt, Urteil vom 27.06.2011, 1 K 1115/10.NW

Familie und 
Kinder
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Erstausbildung und Erststudium unmittelbar nach 
Schulabschluss: Werbungskosten

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat mit Urteilen vom 28.07.2011 VI R 

38/10 und VI R 7/10 entschieden, dass das seit 2004 geltende Abzugs-

verbot für Kosten eines Erststudiums und einer Erstausbildung der Ab-

ziehbarkeit beruflich veranlasster Kosten für eine Erstausbildung oder 

für ein Erststudium auch dann nicht entgegensteht, wenn der Steuer-

pflichtige diese Berufsausbildung unmittelbar im Anschluss an seine 

Schulausbildung aufgenommen hatte. 

In einem der vom BFH entschiedenen Fälle nahm der Kläger bei einer 

Tochtergesellschaft einer Fluglinie die Ausbildung zum Berufspiloten 

auf. Hierfür entstanden ihm Aufwendungen von annähernd 28.000 

Euro. In dieser Höhe beantragte er mit seiner Einkommensteuerer-

klärung 2004 einen Verlustvortrag festzustellen. Er berief sich darauf, 

dass diese Ausbildungskosten vorweggenommene Werbungskosten 

für seine künftige nichtselbstständige Tätigkeit als Pilot seien. Im an-

deren Streitfall hatte die Klägerin ihre Schulausbildung 2004 mit dem 

Abitur abgeschlossen und anschließend das Medizinstudium aufge-

nommen. Auch sie machte ihre Aufwendungen für das Studium als 

vorweggenommene Werbungskosten geltend und beantragte eben-

falls eine entsprechende Verlustfeststellung. 

Die Finanzämter lehnten die beantragten Verlustfeststellungen ab. Sie 

beriefen sich dazu auf die ab 2004 geltende Regelung des § 12 Nr. 5 des 

Einkommensteuergesetzes (EStG), die bestimme, dass Aufwendungen 

des Steuerpflichtigen für seine erstmalige Berufsausbildung und für ein 

Erststudium im Rahmen der Einkünfteermittlung nicht abziehbar sind, 

wenn die Aufwendungen nicht im Rahmen eines Dienstverhältnisses 

stattfinden. Dieser Auffassung folgten auch die Finanzgerichte.

Die dagegen eingelegten Revisionen der Kläger waren erfolgreich. 

Der BFH entschied, dass aus § 12 Nr. 5 EStG kein solches generelles 

Abzugsverbot folge. Denn § 12 Nr. 5 EStG regele ausdrücklich, dass 

Aufwendungen des Steuerpflichtigen für seine erstmalige Berufs-

ausbildung und für ein Erststudium bei den einzelnen Einkunftsarten 

und vom Gesamtbetrag der Einkünfte nur insoweit nicht abgezogen 

werden dürften, als in § 10 Abs. 1 Nr. 7 EStG nicht etwas anderes be-

stimmt sei. § 10 Abs. 1 Nr. 7 EStG bestimme jedoch etwas anderes. 

Denn danach greife der Grundsatz, dass Aufwendungen nur dann als 

Sonderausgaben abziehbar sind, wenn nicht der vorrangige Werbungs-

kosten- und Betriebsausgabenabzug zur Anwendung kommt. In bei-

den Fällen seien aber die Kosten der Ausbildung hinreichend konkret 

durch die spätere Berufstätigkeit der Kläger veranlasst, so dass sie als 

vorweggenommene Werbungskosten berücksichtigt werden müssten.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 28.07.2011, Az. VI R 38/10 und VI R 7/10

Alleinerziehende müssen grundsätzlich Vollzeit  
arbeiten

Alleinerziehende müssen grundsätzlich ganztags arbeiten, sofern das 

Kind älter als drei Jahre und entsprechend betreut ist. Etwas anderes 

kommt nur bei durchgreifenden individuellen Einzelumständen in Be-

tracht. Dies hat der Bundesgerichtshof (BGH) in einem Unterhalts-

rechtsstreit entschieden, wie der „Spiegel“ am 02.08.2011 auf seiner 

Internetseite meldet.

Geklagt hatte ein zum Unterhalt verpflichteter Mann, dessen Ex-Frau 

halbtags arbeitete und sich am Nachmittag um die gemeinsame Toch-

ter kümmerte. Die Tochter besucht die dritte Klasse. Während die 

Klage zunächst keinen Erfolg hatte, gab der BGH dem Kläger insofern 

Recht, als dass er davon ausgeht, dass die Mutter grundsätzlich Vollzeit 

arbeiten muss. Pauschal könne nicht davon ausgegangen werden, dass 

eine Mutter, die Vollzeit arbeitet und deren Kind das dritte Lebensjahr 

vollendet hat, überobligatorisch belastet sei. Dass dies der Fall ist, 

müsse vielmehr im individuellen Einzelfall festgestellt werden, meinen 

die Richter. Hierfür sei die Mutter als unterhaltsberechtigter Elternteil 

beweispflichtig.

„Spiegel“, Meldung vom 02.08.2011 zu Bundesgerichtshof, XII ZR 

94/09


